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§ 5a. (1) Ist bei Einleitung des Trassenverordnungsverfahrens zu befürchten, daß durch Veränderung 
in dem vorgesehenen Gelände der geplante Bau einer Hochleistungsstrecke erheblich erschwert oder 
wesentlich verteuert wird, und ist nach dem Stand der Planungs- und Bauvorbereitungsarbeiten die 
Bestimmung des Trassenverlaufes in einer Trassenverordnung in absehbarer Zeit zu erwarten, so kann der 
Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr einen Geländestreifen im Sinne des § 3 Abs. 2 für den 
geplanten Trassenverlauf vorläufig mit Verordnung bestimmen. 

(2) Eine Verordnung nach Abs. 1 hat den Hinweis auf die Planunterlagen zu enthalten. Die 
Planunterlagen sind beim Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr, bei dem Amt der 
Landesregierung des örtlich berührten Landes und bei den örtlich berührten Gemeinden zur Einsicht 
aufzulegen. 

(3) Vor Erlassung einer Verordnung nach Abs. 1 sind die Länder, deren örtlicher Wirkungsbereich 
von dem geplanten Trassenverlauf berührt wird, sowie die in ihrem gesetzlichen Wirkungsbereich 
berührten gesetzlichen Interessenvertretungen zu hören. Zum Zwecke der Anhörung hat der 
Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr vom Eisenbahnunternehmen zu erstellende ausreichende 
Planunterlagen über den Trassenverlauf zu übermitteln. Bei der Übermittlung sind die Anzuhörenden zur 
Stellungnahme zu den Rechtswirkungen gemäß Abs. 5 innerhalb vom Bundesminister für Wissenschaft 
und Verkehr festzulegender angemessener Fristen zu ersuchen. 

(4) Es sind auch die Gemeinden, deren örtlicher Wirkungsbereich vom geplanten Trassenverlauf 
berührt wird, zu den Rechtswirkungen gemäß Abs. 5 zu hören. Die Ausübung dieses Anhörungsrechtes 
durch die Gemeinde ist eine Aufgabe des eigenen Wirkungsbereiches. Zum Zweck der Anhörung sind 
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den Gemeinden die Planunterlagen über den Trassenverlauf, soweit er den örtlichen Wirkungsbereich der 
jeweiligen Gemeinde berührt, zu übermitteln. 

(5) Nach Erlassung einer Verordnung nach Abs. 1 dürfen auf den im Geländestreifen (Abs. 1) 
liegenden Grundstücksteilen Neu-, Zu- und Umbauten nicht vorgenommen werden, keine Anlagen sonst 
errichtet oder geändert werden, keine Gewinnung mineralischer Rohstoffe aufgenommen werden sowie 
keine Deponien eingerichtet oder erweitert werden; ein Entschädigungsanspruch kann hieraus nicht 
abgeleitet werden. Bauführungen, Anlagenerrichtungen oder -erweiterungen, die Aufnahme der 
Gewinnung mineralischer Rohstoffe sowie die Einrichtung oder Erweiterung von Deponien, die in 
rechtlich zulässiger Weise vor Wirksamwerden der Verordnung nach Abs. 1 begonnen wurden, werden 
hievon nicht berührt. 

(6) Ausnahmen von der Rechtswirkung (Abs. 5) einer Verordnung nach Abs. 1 sind zulässig, wenn 
sie den geplanten Trassenverlauf nicht erheblich erschweren oder wesentlich verteuern oder zum Schutz 
des Lebens und der Gesundheit von Personen notwendig sind. Abweichend davon sind Ausnahmen von 
dem Verbot, die Gewinnung mineralischer Rohstoffe aufzunehmen, auch dann zulässig, wenn das 
öffentliche Interesse an der Aufnahme der Gewinnung mineralischer Rohstoffe das öffentliche Interesse 
nach Vermeidung einer erheblichen Erschwerung oder wesentlichen Verteuerung des geplanten 
Trassenverlaufes überwiegt. 

(7) Ausnahmen nach Abs. 6 hat der Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr nach Anhörung 
des Eisenbahnunternehmens zuzulassen; die Zulassung von Ausnahmen durch den Bundesminister für 
Wissenschaft und Verkehr ist jedoch nicht erforderlich, wenn es über die Vornahme der Neu-, Zu- und 
Umbauten, über die Errichtung oder Änderung von Anlagen, über die Aufnahme der Gewinnung 
mineralischer Rohstoffe oder über die Einrichtung oder Erweiterung von Deponien auf den von der 
künftigen Hochleistungsstreckentrasse betroffenen Grundstücksteilen zwischen dem 
Eisenbahnunternehmen und dem jeweiligen Eigentümer dieser Grundstücksteile oder mit denjenigen, die 
zur Errichtung oder Änderung von Anlagen, zur Aufnahme der Gewinnung mineralischer Rohstoffe oder 
zur Einrichtung oder Erweiterung von Deponien berechtigt sind, zu einer zivilrechtlichen Einigung, die 
schriftlich festzuhalten ist, gekommen ist. 

(8) Vor Erlassung eines Bescheides, mit dem eine Ausnahme vom Verbot der Aufnahme der 
Gewinnung mineralischer Rohstoffe nicht zugelassen wird, ist der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten anzuhören. Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten ist berechtigt, 
gegen Bescheide, mit denen eine Ausnahme vom Verbot der Aufnahme der Gewinnung mineralischer 
Rohstoffe nicht zugelassen wird, Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(9) Der Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr hat auf Antrag des Eisenbahnunternehmens 
die Beseitigung eines dem Abs. 5 widersprechenden Zustandes auf Kosten des Betroffenen anzuordnen. 

(10) Der Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr hat eine Verordnung nach Abs. 1 überhaupt 
oder insoweit aufzuheben, als 

 1. der in einer solchen Verordnung vorläufig bestimmte Trassenverlauf durch eine Verordnung nach 
§ 3 Abs. 1 bestimmt wird, oder 

 2. die Verordnung nach Abs. 1 zur Sicherstellung des geplanten Trassenverlaufes nicht mehr 
notwendig ist. 

(11) Insoweit nicht Abs. 10 anzuwenden ist, tritt eine Verordnung nach Abs. 1 drei Jahre nach ihrem 
Inkrafttreten außer Kraft. Dieses Außerkrafttreten hat der Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr 
im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 
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